
Ausgabe Nr. 13/2005                       Amtsblatt der Stadt Nordhausen 30. Dezember 2005/15. Jahrgang

A m t l i c h e r  T e i l

Nordhäuser

Präambel
Aufgrund der §§ 2 Abs. 2, 19 Abs. 1 und 20 Abs. 2 und 3 der Thüringer Kommu-
nalordnung vom 16. August 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung des 1. Ände-
rungsgesetzes vom 08. Juni 1995 (GVBl. S. 200) hat der Stadtrat der Stadt Nord-
hausen in seinen Sitzungen am 19. Juni 1996 und 11. Dezember 1996 im Inter-
esse des öffentlichen Wohls, insbesondere zur Förderung einer rationellen, sozi-
al- und umweltverträglichen Nutzung von Energien, folgende Satzung beschlos-
sen:

§1
Geltungsbereich
(1) Die Stadt Nordhausen sichert in Teilen des Stadtgebietes (nachfolgend als

Fernwärmeversorgungsgebiete bezeichnet) die Versorgung mit Fernwärme
nach Maßgabe dieser Satzung.
Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus den als Anlage beigefügten
digitalen Stadtplänen einschließlich der Flurstücksverzeichnisse.
Die Anlage ist Bestandteil der Satzung.

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gegebenen Vorschrif-
ten gelten entsprechend für die Erbbauberechtigten, Wohnungseigentümer,
Wohnungseigentümergemeinschaften, Nießbraucher nach §§ 1030 ff BGB
sowie für die in ähnlicher Weise zur Nutzung eines Grundstücks dinglich
Berechtigten.

(3) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung
im Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder zusammenhängende
Grundbesitzanzusehen, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet,
insbesondere dann, wenn ihm eine Hausnummer zugeteilt ist.

§ 2
Fernwärmeversorgung
(1) Unter Fernwärme ist die, von einem nicht im Eigentum des Grundstücks-

eigentümers stehende Fernwärmeerzeugungsanlage, von einem Dritten
nach unternehmenswirtschaftlichen Gesichtspunkten eigenständig erzeugte
und leitungsgebunden, den Abnehmern zugeführte Wärmeenergie zu verste-
hen.

(2) Zur Durchführung der öffentlichen Fernwärmeversorgung bedient sich die
Stadt Nordhausen der EVN GmbH oder anderer Dritter (nachfolgend Versor-
gungsträger genannt).

(3) Für die Nutzung öffentlicher Straßen, Wege und Plätze sind zwischen der
Stadt Nordhausen und dem beauftragten Versorgungsträger zur Fernwärme-
versorgung gesonderte Verträge abzuschließen. 

(4) Art und Umfang der Fernwärmeversorgungsanlagen, den Zeitpunkt ihrer Her-
stellung, Erweiterung und Erneuerung sowie Art und Zustand des Wärmeträ-
gers bestimmt der Versorgungsträger.

(5) Bestandteile der Versorgungsanlagen sind:
a) die Wärmeerzeugungsanlagen
b) die Verteilungsnetze, bestehend aus den im öffentlichen Verkehrsraum

oder auf privatem Grund oder Boden liegenden Verteilungsleitungen sowie
den Beimisch- bzw. Umformerstationen

c) die Hausanschlußleitungen (Hausanschlüsse) von der Verteilungsleitung
bis zur Wärmeübergabestelle des zu versorgenden Gebäudes

(6) Die Wärmeverbrauchsanlagen auf den Grundstücken werden mit Wärme für
folgende Verwendungszwecke versorgt:
a) Raumwärme
b) Warmwasserbereitung
c) technologische Wärme, sofern die angebotenen Wärmeträgerparameter
dies zulassen

(7) Die Wärme wird über die Hausanschlußleitung zur Verfügung gestellt.

§ 3
Anschluß- und Benutzungsrecht
(1) Jeder Eigentümer eines in den Fernwärmeversorgungsgebieten der Stadt lie-

genden bebauten Grundstücks, das an einer Straße (Weg, Platz) liegt oder
durch eine Straße (Weg, Platz) erschlossen ist, d. h., einen Zugang oder eine
Zufahrt zu einer Straße (Weg, Platz) hat, in (an) der sich eine betriebsfertige
Versorgungsleitung befindet, ist vorbehaltlich der Einschränkung im § 4
berechtigt zu verlangen, daß sein Grundstück an die Fernwärmeversorgung
angeschlossen wird  (A n s c h l u ß r e c h t).

(2) Nach dem betriebsfertigen Anschluß des Grundstücks an die Fernwärmever-
sorgung haben die Anschlußnehmer das Recht, die benötigte Wärmeenergie
aus den Versorgungsanlagen zu entnehmen 
(B e n u t z u n g s r e c h t).

§ 4
Begrenzung des Anschlußrechts
(1) Ist der Anschluß gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung wegen der besonderen

Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder wirtschaftlichen
Gründen mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden oder sind dafür beson-
dere Maßnahmen oder Aufwendungen erforderlich, kann der Versorgungs-
träger den Anschluß versagen und dem Antragsteller auf andere Energie-
quellen verweisen.
Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller sich bereiterklärt, Mehrkosten für den
Bau und ggf. den Betrieb zu tragen. In diesem Fall hat er auf Verlangen ange-
messene Sicherheit zu leisten.

(2) Sind die Gründe, die zur Versagung des Anschlusses geführt haben, wegge-
fallen, ist nach den Vorschriften dieser Satzung zu verfahren.

§ 5
Anschlußzwang
(1) Jeder Eigentümer eines in den Fernwärmeversorgungsgebieten liegenden

Grundstücks, das an einer Straße (Weg, Platz) liegt oder durch eine Straße
(Weg, Platz) erschlossen ist, d.h., einen Zugang oder eine Zufahrt zu einer
Straße (Weg, Platz) hat, in (an) der sich eine betriebsfertige Versorgungsan-
lage befindet, ist verpflichtet, sein Grundstück an die Fernwärmeversorgung
anzuschließen, sobald es mit einem Gebäude oder mit mehreren Gebäuden
bebaut ist oder mit der Bebauung begonnen wird und auf ihm Wärmever-
brauchsanlagen betrieben werden sollen (A n s c h l u ß z w a n g).

(2) Der Versorgungsträger ist verpflichtet, die Grundstücke zu angemessenen
Bedingungen anzuschließen.

§ 6
Benutzungszwang
(1) Der gesamte Wärmebedarf im Sinne des § 2 Abs. 6 der Satzung ist aus-

schließlich aus den Fernwärmeversorgungsanlagen zu entnehmen
(B e n u t z u n g s z w a n g).

(2) Die Errichtung und der Betrieb von Wärmeerzeugungsanlagen ist für die im §
2 Abs. 6 der Satzung genannten Verwendungszwecke nicht gestattet.

(3) Der Versorgungsträger ist verpflichtet, die Grundstücke zu angemessenen
Bedingungen mit Fernwärme zu versorgen.

§ 7
Befreiung vom Anschluß- und/oder Benutzungszwang
(1) Ein Grundstück wird von der Verpflichtung zum Anschluß an die Fernwärme-

versorgung und von der Benutzung befreit für Gebäude, in die immissions-
freie Wärmeerzeugungsanlagen eingebaut sind und der gesamte Wärmebe-
darf im Sinne des § 2 Abs. 6 der Satzung über diese gedeckt werden kann.
Als nicht immissionsfrei sind Anlagen anzusehen, in denen feste, flüssige
oder gasförmige Brennstoffe eingesetzt werden.

(2) Ein Grundstück wird beschränkt von der Verpflichtung zur Benutzung der
Fernwärmeversorgung befreit für Gebäude, in die immissionsfreie Wärme-
erzeugungsanlagen eingebaut sind und der anteilige Wärmebedarf in Sinne
des § 2 Abs. 6 der Satzung über diese gedeckt werden kann.

(3) Für Gebäude, die am Tage des Inkrafttretens dieser Satzung
a) fertiggestellt sind und keine immissionsfreien Wärmeerzeugungsanlagen

haben und
b) im Bau befindlich sind und für die keine  immissionsfreien  Wärmeerzeu-

gungsanlagen eingeplant sind, 
wird bis zur notwendigen Erneuerung der eingebauten (oder eingeplanten)
Wärmeerzeugungsanlagen, jedoch höchstens für einen Zeitraum von 15 Jah-
ren seit Inkrafttreten der Satzung, die Befreiung vom Anschluß- und Benut-
zungszwang erteilt.

(4) Die Befreiung vom Anschluß- und/oder Benutzungszwang wird im Einzelfall
auch für Grundstückseigentümer gewährt, wenn dadurch eine unzumutbare
Härte vermieden werden kann. 

(5) Die vollständige Befreiung vom Anschluß- und Benutzungszwang oder die
teilweise Befreiung vom Benutzungszwang kann aufgrund vg. Absätze auf
Antrag, welcher spätestens innerhalb von 1 Monat nach schriftlicher Auffor-
derung oder nach öffentlicher Bekanntmachung schriftlich bei der Stadtver-
waltung Nordhausen zu stellen und unter Beifügung der erforderlichen Unter-
lagen zu begründen ist, gewährt werden.

(6) Der gelegentliche, zusätzliche Betrieb von Kaminen bleibt von dieser Vor-
schrift unberührt.

(7) Eine Befreiung vom Anschluß- und/oder Benutzungszwang wird widerruflich
oder befristet erteilt.

§ 8
Anschluß- und Benutzungsbedingungen für die Fernwärmeversorgung
(1) Der Anschluss an die Fernwärmeversorgung ist vom Eigentümer eines

Grundstücks, spätestens innerhalb von 1 Monat nach schriftlicher Aufforde-
rung oder nach öffentlicher Bekanntmachung unter Beifügung der erforderli-
chen Unterlagen, beim Versorgungsträger zu beantragen.
Der Antrag muss bei Neubauten gleichzeitig mit dem Antrag auf Erteilung
einer Baugenehmigung oder eines Bauvorbescheides gestellt werden.
Das gleiche gilt, wenn bereits bestehende Bauten durch An- und Umbauten
wesentlich geändert werden sollen.

(2) Der Anschluß und die Versorgung erfolgen auf der Grundlage privatrechtli-
cher Regelungen nach der Verordnung über allgemeine Bedingungen für die
Versorgung mit Fernwärme vom 20. Juni 1980 (AVB Fernwärme V, BGBl. I S.
742), geändert durch die Verordnung zur Änderung der energiesparrechtli-
chen Vorschriften vom 19. Januar 1989 (BGBl. I S. 112) und nach den ergän-
zenden Bestimmungen des Versorgungsträgers.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten
(1) Vorsätzliche und fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften die-

ser Satzung können gemäß §§ 19 Abs. 2 und 20 Abs. 3 ThürKO in Verbin-
dung mit § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße

F e r n w ä r m e s a t z u n g der Stadt Nordhausen vom 8. Januar 1997
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Seite 2 Nr. 13/2005    30. Dezember 2005

A m t l i c h e r  T e i l
Ratskurier

Aufgrund der §§ 27 und 36 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (ThürOBG) vom 18. Juni 1993 (GVBl. S.
323), zuletzt geändert durch Gesetz vom  20. Juni 2002 (GVBl. S. 247), der §§ 3
und 29 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der vom 28. Januar 2003
geltenden Fassung (GVBl. S. 41) erlässt die Stadt Nordhausen als Ordnungs-
behörde folgende Verordnung:

§ 1 Aufhebung der Verordnung
Die Ordnungsbehördliche Verordnung über die Benutzung des Albert-Kuntz-
Sportparks in Nordhausen vom 27. Juli 1995 wird aufgehoben.

§ 2 In-Kraft-Treten
Diese  ordnungsbehördliche  Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Nordhausen, den 01.11.05

gez. i. V. Jendricke
Rinke,  Oberbürgermeisterin

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufhebung der ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die Benutzung des
Albert-Kuntz-Sportparks in Nordhausen vom 27. Juli 1995

Aufgrund der §§ 27 und 36 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (ThürOBG) vom 18. Juni 1993 (GVBl. S.
323), zuletzt geändert durch Gesetz vom  20. Juni 2002 (GVBl. S. 247), der §§ 3
und 29 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der vom 28. Januar 2003
geltenden Fassung (GVBl. S. 41) erlässt die Stadt Nordhausen als Ordnungs-
behörde folgende Verordnung:

§ 1 Aufhebung der Verordnung
Die Ordnungsbehördliche Verordnung über die Festsetzung, Anbringung und
Gestaltung von Hausnummern vom 19. Juni 2002 wird aufgehoben.

§ 2 In-Kraft-Treten
Diese  ordnungsbehördliche  Verordnung tritt am Tage nach Verkündung in Kraft.

Nordhausen, den 01.11.05

gez. i. V. Jendricke
Rinke, Oberbürgermeisterin

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufhebung der ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die Festsetzung,
Anbringung und Gestaltung von Hausnummern vom 19.
Juni 2002.

Aufgrund der §§ 27 und 36 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (ThürOBG) vom 18. Juni 1993 (GVBl. S.
323), zuletzt geändert durch Gesetz vom  20. Juni 2002 (GVBl. S. 247), der §§ 3
und 29 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der vom 28. Januar 2003
geltenden Fassung (GVBl. S. 41) erlässt die Stadt Nordhausen als Ordnungs-
behörde folgende Verordnung:

§ 1 Aufhebung der Verordnung
Die Ordnungsbehördliche Verordnung über die Abwehr von Gefahren durch das
Halten von Hunden vom 7. März 2002 wird aufgehoben.

§ 2 In-Kraft-Treten
Diese  ordnungsbehördliche  Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Nordhausen, den 01.11.05

gez. i. V. Jendricke
Rinke,  Oberbürgermeisterin

Ordnungsbehördliche Verordnung  zur Aufhebung der ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die Abwehr von
Gefahren durch das Halten von Hunden vom 7. März 2002

Aufgrund der §§ 27 und 36 des Thüringer Gesetzes über die Aufgaben und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (ThürOBG) vom 18. Juni 1993 (GVBl. S.
323), zuletzt geändert durch Gesetz vom  20. Juni 2002 (GVBl. S. 247), der §§ 3
und 29 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der vom 28. Januar 2003
geltenden Fassung (GVBl. S. 41) erlässt die Stadt Nordhausen als Ordnungs-
behörde folgende Verordnung:

§ 1 Aufhebung der Verordnung
Die Ordnungsbehördliche Verordnung zum Verbot des Befahrens und Parkens
auf öffentlichen Anlagen vom 13. Mai 1996 wird aufgehoben.

§ 2 In-Kraft-Treten
Diese  ordnungsbehördliche  Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

Nordhausen, den 01.11.05

gez. i. V. Jendricke
Rinke, Oberbürgermeisterin

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufhebung der
ordnungsbehördlichen Verordnung zum Verbot des
Befahrens und Parkens auf öffentlichen Anlagen vom 13.
Mai 1996

bis zu 5.000,00 2 geahndet werden. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
(OwiG) in der jeweils gelten Fassung findet Anwendung. 
Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 OwiG ist die Stadtverwal-
tung Nordhausen.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
a) entgegen § 5 Abs. 1 dem Anschluß eines Grundstücks nicht vollständig

nachkommt, sofern § 7 Abs. 1 - 4 keine Anwendung findet,
b) entgegen § 6 Abs. 1 nicht den gesamten Wärmebedarf aus den Fernwär-

meversorgungsanlagen deckt, sofern § 7 Abs. 1 - 4 keine Anwendung findet.
c) entgegen § 6 Abs. 2 Wärmeversorgungsanlagen errichtet, sofern § 7 Abs.

1 - 4 keine Anwendung findet,
d) entgegen § 7 Abs. 5 den Antrag auf vollständige Befreiung vom Anschluß-

und Benutzungszwang oder die teilweise Befreiung vom Benutzungs-
zwang nicht fristgemäß stellt.

e) entgegen § 8 Abs. 1 den Antrag auf Anschluss an die Fernwärmeversor-
gung nicht fristgemäß bzw. gleichzeitig mit dem Antrag auf Erteilung einer
Baugenehmigung oder eines Bauvorbescheides stellt.

§ 10
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Ausfertigungsvermerk
Die Übereinstimmung des Satzungstextes mit dem Willen des Stadtrates der
Stadt Nordhausen sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Sat-
zungsverfahren werden bekundet.

Bekanntmachungshinweis
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die
Ausfertigung und diese Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt
geltend gemacht werden. Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe geltend zu
machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr nach
dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Nordhausen, den 8. Januar 1997

gez. R i n k e
Oberbürgermeisterin

Anlage 1:
- digitale Stadtpläne Stadt Nordhausen mit dem graphisch dargestellten
Geltungsbereich

Anlage 2:
- Verzeichnis der im Geltungsbereich befindlichen Flurstücke
Rechtsaufsichtliche Bestätigung erteilt am: 17.12.1996
Die Anlagen 1 und 2 liegen zur Einsichtnahme bei der Stadt Nordhausen, Amt für
Umwelt und Grünordnung, Raum 332, Markt 1, 99734 Nordhausen während der
allgemeinen Dienstzeiten ( Mo/Di von 08.30 – 15.30 Uhr, Do von 08.30 – 18.00
Uhr und Fr von 08.30 – 12.00 Uhr) vom 02.01. bis 16.01.2006 aus. 

Zur 2. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur
Entwässerungssatzung  (BGS-EWS) der Stadt Nordhausen, veröffent-
licht im „Nordhäuser Ratskurier“ Nr. 12/2005 vom 17.12.2005, wird die
Genehmigung veröffentlicht:

„Genehmigung der 2. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensat-
zung zur Entwässerungssatzung  (BGS-EWS) der Stadt Nordhausen – Stadt-
ratsbeschluss BV/0354/2005, beschlossen am 02.11.2005 -

Auf der Grundlage des § 2 Abs. 4 a) Satz 1 Nr. 2 des Thüringer Kommunal-
abgabengesetzes (ThürKAG) hat die Kommunalaufsicht des Landratsamtes
Nordhausen mit Schreiben vom 01.12.2005 die 2. Satzung zur Änderung der
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung  (BGS-EWS) der
Stadt Nordhausen rechtsaufsichtlich genehmigt.“

Erneute Veröffentlichung des Beschlusses
BV/0253/2005 der 9. Sitzung des Stadtrates der Stadt
Nordhausen am 8. Juni 2005 
- Beauftragung der Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. Kreisverband Nordhausen
zur Sanierung/Neubau der Kindertagesstätte im Ortsteil Leimbach
Beschluss: BV/0253/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt:
1. Der Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., Kreisverband Nordhausen, Dr.- Külz-Str. 5,

99734 Nordhausen, vertreten durch den Kreisvorstand, Frau Mechthild Rödi-
ger, wird beauftragt, den Kindergarten Leimbach zu sanieren bzw. neu zu
errichten.

2. Die Sanierung/Neubau erfolgt im Rahmen der als Anlage beigefügten Ver-
tragskonzeptionen.

3. Die Oberbürgermeisterin der Stadt Nordhausen wird ermächtigt, der als Anla-
ge beigefügten Vertragskonzeption zuzustimmen.

4. Die Gesamtkosten von insgesamt 637.500 Euro inkl. Planungskosten (ohne
Zinsbelastung) dürfen nicht überschritten werden.

5. Die Refinanzierung des Eigenanteils in Höhe von 320.000 Euro erfolgt aus
dem städtischen Haushalt.

6. Die Sanierung/Neubau soll im Juli 2005 beginnen und kurzfristig abgeschlos-
sen werden.

7. Die sachliche Begleitung von städtischer Seite erfolgt über das Amt für Kultur,
Soziales und Bildung in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für Soziales,
Kultur, Schulen und Sport des Stadtrates der Stadt Nordhausen.

8. Es ist für die Ratenzahlungsvereinbarung der optimale Zinssatz zu ermitteln.
Insbesondere ist zu prüfen, ob der vorgeschlagene Zinssatz von 5,5 %
gesenkt werden kann.
Gemäß V Pkt. 5 des Zuwendungsbescheides ist die bewilligte Zuwendung in
Höhe von 317.500,00 EUR zu Gunsten des Freistaates Thüringen im Grund-
buch zu sichern.
Abstimmungsergebnis: Zustimmung: 28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 1 

Seiten_301205  27.12.2005  9:37 Uhr  Seite 2    (Schwarz/Process Black Bogen)



Seite 3 Nr. 13/2005    30. Dezember 2005

A m t l i c h e r  T e i l
Ratskurier

Öffentlicher Teil:
• 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung der Stadt Nordhausen über die Erhebung von Ver-

waltungsgebühren im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungsgebührensatzung), Beschluss:
BV/0336/2005

Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die „Zweite Satzung zur Änderung der Gebührensatzung der
Stadt Nordhausen über die Erhebung von Verwaltungsgebühren im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungs-
gebührensatzung)“.
Abstimmungsergebnis: Zustimmung:  27  Ablehnung: 0  Enthaltung: 2 

• Konkretisierung des Einstellungsstopps, Beschluss: BV/0376/2005
Der Stadtrat beschließt, dass der im Rahmen der Haushaltsplandiskussion 2005 erlassene Einstellungs-
stopp folgendermaßen umzusetzen ist:
1. Es besteht ein genereller Einstellungsstopp für externe Einstellungen.
2. In begründeten Ausnahmefällen kann davon abgesehen werden; dies bedarf der ausdrücklichen Geneh-

migung des Hauptausschusses.
3. Vom Einstellungsstopp nicht betroffen sind:

- Einstellungen und Vereinbarungen im Rahmen von geförderten Beschäftigungs- und Arbeitsverhältnissen
(z.B. ABM, SAM, Mehraufwandsentschädigung/1-Euro u.a.)

- die Wiederbesetzung von Stellen im Rahmen von befristeten Arbeitsrechtsverhältnissen zur Besetzung von
Stellen in der Elternzeit, Schwangeren- und Krankheitsvertretung  u. a.

- der Abschluss von Ausbildungsverträgen,
- die befristete Übernahme von Auszubildenden der Stadtverwaltung nach erfolgreichem Abschluss der Aus-

bildung (bis zu 6 Monaten),
- Beschäftigungsverhältnisse auf sogenannter Geringfügigkeitsbasis, sofern sie zeitlich befristet sind.

4. Die Regelungen des § 29 Abs. 3 ThürKO bleiben von o.g. Regelung unberührt.
5. Der Beschluss gilt in dieser Form vorerst bis zum 31.12.2006.
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  27  Ablehnung: 0  Enthaltung: 1 

• Haushaltssicherungskonzept der Stadt Nordhausen für die Haushaltsjahre 2005 bis 2008, – Fort-
schreibung des Beschlusses BV/0264/2005-2, Beschluss: BV/0264/2005-3
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes für
den Zeitraum 2005 bis 2008 gemäß Anlagen.
Abstimmungsergebnis: Zustimmung:  24  Ablehnung: 0  Enthaltung: 4 

• Fortschreibung Investition Unterführung Bahnübergang Freiherr-vom-Stein-Straße – Planungsver-
träge, Beschluss: BV/0352/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt:
Den Planungsauftrag für die Auflassung des Bahnüberganges an folgende Büros mit dem angegebenen Lei-
stungsumfang zu erteilen:
Die Auftragserteilung erfolgt etappenweise nach den Haushaltsansätzen 2005/2006.
1. Ingenieurbüro Ost, Weimar-Taubach

Objektplanung und Bauüberwachung des Trogbauwerkes 
Nettohonorarschätzung:  ca. 191 TEUR < 200 TEUR

2. Ingenieurgemeinschaft Setzpfandt, Weimar/NL Nordhausen
Objektplanung, Bauüberwachung, Tragwerksplanung der Brückenbauwerke sowie Erarbeitung der Kreu-
zungsvereinbarung 
Nettohonorarschätzung:  173 TEUR < 200 TEUR

3. Ingenieurgemeinschaft Gnade, Magdeburg
Tragwerksplanung Trogbauwerk
Nettohonorarschätzung:  174 TEUR < 200 TEUR

4. ARGE WIG mbH/NIB (WIG = Wernigeröder Ingenieurgemeinschaft; 
NIB = Nordthüringer Ingenieurbüro, Nordhausen)
Objektplanung, Bauüberwachung für Verkehrsanlage, Gleisbau, Pumpwerk und Subplaner
Nettohonorarschätzung:  170 TEUR < 200 TEUR

5. Ingenieurbüro Hartung, Nordhausen
Beleuchtung
Nettohonorarschätzung:  ca. 13 TEUR

6. Gesellschaft für Bauüberwachung und Projektsteuerung, Weimar
Objektplanung und Bauüberwachung Gleisbau 
Nettohonorarschätzung:    117 TEUR < 200 TEUR
Summe Nr. 1 bis 6:  838 TEUR netto

973 TEUR brutto
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  24  Ablehnung: 0  Enthaltung: 4 

• Überplanmäßige Einnahme und Ausgabe für den Grunderwerb Pferdemarkt 1, Beschluss:
BV/0363/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die überplanmäßige/außerplanmäßige Ausgabe für den
Grunderwerb Pferdemarkt 1 zu leisten.
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

• Antrag der SPD-Fraktion zur Überprüfung der Ampelschaltungen, Beschluss: BV/0392/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt:
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Problematik der Ampelschaltungen im Verkehrsausschuss zur Dis-
kussion und Entscheidungsfindung vorzustellen und die Ergebnisse dem Stadtrat und der Öffentlichkeit
bekannt zu machen.
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

• Beschluss über die Einstellung des Satzungsverfahrens des Vorhaben- und Erschließungsplanes
Nr. 13 „Thüringer Technikhandel/MOBAU“ der Stadt Nordhausen,  Beschluss: BV/0359/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die Einstellung des Satzungsverfahrens des Vorhaben und
Erschließungsplanes Nr. 13 „Thüringer Technikhandel/MOBAU“ der Stadt Nordhausen für das Gebiet süd-
lich des Darrweges/Fr.-List-Str./R.-Blum-Str., westlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 27
„Am Feldgewende-Süd“ und nördlich der Südstraße. (siehe Planskizze)
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

• Beschluss über die Einstellung des Satzungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 86 „Autohof“
(OT Steinbrücken) der Stadt Nordhausen, Beschluss: BV/0358/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die Einstellung des Satzungsverfahrens des Bebauungspla-
nes Nr. 86 „Autohof“ (OT Steinbrücken) der Stadt Nordhausen für das Gebiet südlich des Riedgrabens, öst-
lich der Ortslage Steinbrücken, westlich der Bundesstraße B 4 und nördlich des Krümmlings/der Dorfstraße.
(siehe Planskizze)
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

• 1. Änderung der Parkraumbewirtschaftungskonzeption, Beschluss: BV/0296/2005 1. Lesung

• Entscheidung des Stadtrates über weitere Abrissmaßnahmen in Nordhausen im Jahr 2006 (Bund-
Länder-Programm: Stadtumbau Ost/Rückbau), Beschluss: BV/0360/2005
6.1 Der Stadtrat stimmt den folgenden vorgesehenen Rückbaumaßnahmen zu. 

Im Einzelnen betrifft das die Objekte:
Eigentümer SWG mbH Nordhausen :
Zorgestr. 1- 5 (72 WE) (Stadtumbaugebiet "Hallesche Straße")
Eigentümer Privat:
Gutsweg 1- 26 (171 WE) (Stadtumbaugebiet "Gutsweg")
Gesamt  243 WE

6.2 Die Lage der Objekte ist den beigefügten Lageplänen zu entnehmen (Anlagen 1 und 2).
6.3 Die o. a. Rückbaumaßnahmen stehen in Übereinstimmung mit dem Stadtentwicklungsplan Nordhausen

2010, Stadtumbau Wohnen. Mit dem Rückbau der o. a. Objekte hat der Stadtrat Nordhausen seit 2002
dem Abriss von insgesamt 1285 Wohnungen zugestimmt. Bis Jahresende 2005 werden davon 1042
Wohnungen abgerissen sein (vgl. Anlage 3).

6.4. Die Verwaltung wird beauftragt, für die o. a. Rückbaumaßnahmen die erforderlichen Bewilligungsanträ-
ge zu stellen zur Förderung aus dem Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost/Rückbau" der Thürin-
ger Städtebauförderung.

Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 1 

• Widmung Rothenburgstraße, Beschluss: BV/0366/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt:
Gemäß § 6 Thüringer Straßengesetz eine Teilfläche der Rothenburgstraße in der Gemarkung Nordhausen,
Flur 1, Flurstück 91/218, in ihrer Eigenschaft als öffentliche Straße zu widmen.
Der zu widmende Straßenbereich betrifft die Erschließungsstraße Feuer-Powertrain sowie die Verlängerung
der Rothenburgstraße in südliche Richtung.
Nach § 3 Thüringer Straßengesetz wird die Rothenburgstraße als Gemeindestraße eingestuft.
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

• Jahresabschluss des Stadtentwässerungsbetriebes zum 31. 12. 2004, Beschluss: BV/0364/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt:
1. Der Stadtrat nimmt den vom Werkausschuss vorgelegten Bericht über die Beratung des Jahresabschlus-

ses und über die am 12.10.2005 vorgenommene(n) Aufklärung(en) der  Unstimmigkeiten laut dem
Abschlussprüfungsbericht 2004 der Göken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH, Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft/Steuerberatungsgesellschaft, Bremen, vom 12.08.2005 voll zustimmend zur
Kenntnis.

2. Der Stadtrat nimmt folgende, hiermit vorgelegte Unterlagen zur Kenntnis:
a) den Jahresabschluss 2004, vom 26.04.2005, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und  Verlust-
rechnung insgesamt i. H. v. 
Bilanzsumme 76.557.414,21 2
Jahresüberschuss lt. Gewinn- und 239.123,61 2
Verlustrechnung
b) den Anhang mit Anlagennachweis,
c) die Erfolgsübersicht; insbesondere mit dem Betriebsergebnis i. H. v.
+ 239.123,61 2
d)  den Lagebericht der Werkleitung  

und den Bericht des Werkausschusses hierzu.
3. Der Jahresabschluss 2004 vom 26.04.2005 wird wie folgt festgestellt:

Bilanzsumme 76.557.414,21 2
Jahresüberschuss lt. Gewinn- und  239.123,61 2
Verlustrechnung
Der Jahresüberschuss in Höhe von 239.123,61 2 wird mit dem Verlustvortrag in Höhe  von 439.809,35 2
verrechnet und der verbleibende Verlustvortrag in Höhe von   200.685,74 2 auf neue Rechnung vorge-
tragen. 

4.  Der Werkleitung, dem Werkausschuss und der Oberbürgermeisterin wird für das Wirtschaftsjahr 2004
(01.01.2004 bis 31.12.2004) Entlastung erteilt. 

Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

• 1. Satzung zur Änderung der Betriebssatzung des Stadtentwässerungsbetriebes der Stadt Nord-
hausen, Beschluss: BV/0844/2003-1
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die als Anlage beigefügte 1. Satzung zur Änderung der
Betriebssatzung des Stadtentwässerungsbetriebes der Stadt Nordhausen.      
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

• Neufassung der Satzung für die öffentlichen Entwässerungseinrichtungen der Stadt Nordhausen,
Beschluss: BV/0367/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die als Anlage beigefügte Neufassung der Satzung für die
öffentlichen Entwässerungseinrichtungen der Stadt Nordhausen (Entwässerungssatzung – EWS).
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  29  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

•  2. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung (BGS-EWS) zur Entwässerungssat-
zung der Stadt Nordhausen, Beschluss: BV/0354/2005
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt die als Anlage beigefügte 2. Satzung zur Änderung der Bei-
trags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS) der Stadt Nordhausen. 
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  26  Ablehnung: 0  Enthaltung: 3 

• 1. Änderung der Neufassung des Gesellschaftsvertrages der Energieversorgung Nordhausen
GmbH, Beschluss: BV/0050/2004-1
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt: Die Oberbürgermeisterin wird ermächtigt, in der Gesell-
schafterversammlung der Energieversorgung Nordhausen GmbH den Beschluss über die beigefügte 1.
Änderung der Neufassung des Gesellschaftsvertrages der Energieversorgung Nordhausen GmbH zu fas-
sen.
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 1 
• Gesellschafteranweisung zum Betrieb der Anschlussbahn, Beschluss: BV/0388/2005
1. Lesung

Nichtöffentlicher Teil 

Beschluss: BV/0372/2005
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 
Beschluss: BV/0373/2005
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 
Beschluss: BV/0382/2005
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 
Beschluss: BV/0386/2005
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 
Beschluss: BV/0389/2005
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 
Beschluss: BV/0390/2005
Abstimmungsergebnis : Zustimmung:  28  Ablehnung: 0  Enthaltung: 0 

Beschlüsse der 14. Sitzung des Stadtrates der Stadt Nordhausen am 2. November 2005 
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§ 2
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der
im Haushaltsjahr zur rechtzeitigen Lei-
stung von Ausgaben in Anspruch genom-
men werden darf, bleibt unverändert.

§ 3
Der Stellenplan ist gemäß § 56 (2)
ThürKO Bestandteil des Haushaltspla-
nes und bleibt unverändert.

§ 4
Der Nachtragsplan zum Wirtschafts-
plan 2005 des Stadtentwässerungsbe-
triebes ist als Anlage beigefügt.

§ 5
Die Nachtragshaushaltssatzung für
das Haushaltsjahr 2005 tritt mit dem 1.
Januar 2005 in Kraft.

Nordhausen, den 29. Dezember 2005 

gez. Rinke
Oberbürgermeisterin

Ausfertigungsvermerk
Die Übereinstimmung des Satzungs-
textes mit dem Willen des Stadtrates
der Stadt Nordhausen sowie die Ein-
haltung des gesetzlich vorgeschriebe-
nen Satzungsverfahrens werden
bekundet.

Bekanntmachungshinweis
Verstöße wegen der Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften, die
nicht die Ausfertigung und diese
Bekanntmachung betreffen, können

gegenüber der Stadt geltend gemacht
werden. Sie sind schriftlich unter Anga-
be der Gründe geltend zu machen.
Werden solche Verstöße nicht inner-
halb einer Frist von einem Jahr nach
dieser Bekanntmachung geltend
gemacht, so sind diese Verstöße unbe-
achtlich. 

Auslegungshinweis
Die Nachtragshaushaltssatzung 2005
mit ihren Anlagen liegt in der Zeit vom
02. Januar 2006 bis 16. Januar 2006
im Büro der Oberbürgermeisterin,
Markt 1, Zimmer Nr. 102 und im Amt
für Finanz- und Vermögensverwaltung,
Waisenstraße 7, Zimmer Nr. 210,
während der Dienstzeiten der Verwal-
tung öffentlich aus.

Nordhausen, den 29. Dezember 2005 

gez. Rinke
Oberbürgermeisterin

Anlage
Der Stadtrat der Stadt Nordhausen hat
in seiner Sitzung am 07. Dezember
2005 den folgenden Nachtrags-Wirt-
schafts- und Finanzplan für den Stadt-
entwässerungsbetrieb als Anlage zum
Haushaltsplan der Stadt für das Jahr
2005 beschlossen:

Der Nachtrags-Wirtschafts- und
Finanzplan 2005 des Stadtentwässe-
rungsbetriebes mit den

 
erhöht um

2222

vermindert
um
2222

und damit der Gesamtbetrag
des Haushaltsplans einschl.

der
Nachträge

   
gegenüber

bisher
2222

auf nunmehr
2222

verändert.
a) im Verwaltungshaushalt    

die Einnahmen 3.220.248 4.643.462 53.834.314 52.411.100

die Ausgaben 816.739 2.239.953 53.834.314 52.411.100

b) im Vermögenshaushalt  

die Einnahmen 1.800.000 6.428.953 18.751.713 14.122.760

die Ausgaben 65.000 4.693.953 18.751.713 14.122.760

Nachtragshaushaltssatzung der Stadt
Nordhausen für das Haushaltsjahr 2005
Auf der Grundlage der §§ 19 (1), 55, 56
und 57 der Thüringer Kommunalord-
nung (ThürKO)  vom 16. August 1993
(GVBl.Nr. 23 S. 501) in der Fassung
der Neubekanntmachung vom 14. April
1998 (GVBl. Nr. 5 S. 73) und der §§ 1,

2 und 35 der Thüringer Gemeindehaus-
haltsverordnung (ThürGemHV) vom
26. Januar 1993 (GVBl. Nr. 8 S. 181)
erlässt der Stadtrat der Stadt Nordhau-
sen in seiner Sitzung am 07.12.2005
folgende Nachtragshaushaltssatzung:

wird beschlossen.
gez. Rinke , Oberbürgermeisterin

STADT NORDHAUSEN
Stadtentwässerungsbetrieb

Bekanntmachung 
Fäkalienentsorgung 2006 und 2007 in der Stadt Nordhausen, den einge-
meindeten Ortsteilen und in den Gemeinden Rodishain und Stempeda

Der Stadtentwässerungsbetrieb hat für den Zeitraum vom 01.01.2006 bis
31.12.2007 den Auftrag für die Entsorgung von Fäkalschlamm an die Firma

Christian Rohn, Abwasser, Rohrreinigung & Toilettenkabinenmietservice,
Zum Sattelkopf 1, 99734 Nordhausen/OT Hörningen

erteilt. 
Für telefonische Anfragen und auch in Havariefällen außerhalb der Geschäfts-
zeiten ist die Firma Christian Rohn unter der Telefonnummer (03631) 980034
erreichbar. 
Für eventuelle Rückfragen steht ein Mitarbeiter des Stadtentwässerungsbe-
triebes unter der Telefonnummer (03631) 639-330 zur Verfügung. 

Mathias Hartung, Werkleiter 

Beschluss im Stadtrat am 7. Dezember 2005 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Nordhausen für die
öffentliche Entwässerungseinrichtung "Rodishain/Stempeda" (GS-EWS) -
Vorankündigungsbeschluss BV/0401/2005

Der Stadtrat der Stadt Nordhausen beschließt:
Für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung „Rodishain/Stempeda“ wird
die Stadt Nordhausen ab 01.01.2006 von anschließbaren Grundstücken Grund-
gebühren nach Ziffer 1 und Einleitungsgebühren (Schmutz- und Niederschlags-
wassergebühr) nach Ziffer 2 und 3; von dezentral entsorgten Grundstücken
Beseitigungsgebühren nach Ziffer 4 voraussichtlich in nachfolgend genannter
Höhe erheben. 

1. Grundgebühr
Die  Grundgebühr  wird bei an die Schmutzwasserkanalisation anschließbaren
Grundstücken nach der Nenngröße der verwendeten Wasserzähler berechnet. Die
Grundgebühr für einen Anschluss an die Schmutzwasserkanalisation beträgt in
Abhängigkeit von der Nenngröße (Qn) der verwendeten Wasserzähler pro Jahr

Qn   2,5 72,00 2 Qn   30,0 864,00 2
Qn   6,0 172,80 2 Qn   40,0 1.152,00 2
Qn 10,0 288,00 2 Qn   60,0 1.728,00 2
Qn 15,0 432,00 2 Qn 100,0 2.880,00 2
Qn 20,0 576,00 2 Qn 150,0 4.320,00 2
Qn 25,0 720,00 2

Bei an die Niederschlagswasserkanalisation anschließbaren Grundstücken wird
die Grundgebühr nach dem Nenndurchmesser der Grundstücksanschlussleitung
berechnet. Die Grundgebühr für einen Grundstücksanschluss an die Nieder-
schlagswasserkanalisation beträgt in Abhängigkeit von dem Nenndurchmesser
(DN) der Grundstücksanschlussleitung pro Jahr

DN 100 10,00 2 DN  400 40,00 2
DN 125 12,50 2 DN  450 45,00 2
DN 150 15,00 2 DN  500 50,00 2
DN 200 20,00 2 DN  600 60,00 2
DN 225 22,50 2 DN  700 70,00 2
DN 250 25,00 2 DN  800 80,00 2
DN 300 30,00 2 DN  900 90,00 2
DN 350 35,00 2 DN 1000 100,00 2

2. Schmutzwassergebühr
Die Schmutzwassergebühr beträgt 2,81 2 pro Kubikmeter Abwasser.

Sofern nach einer Vorklärung der Abwässer auf dem Grundstück durch eine
Grundstückskläranlage, die nicht Teil der öffentlichen Entwässerungseinrichtung
ist, eine Einleitung des behandelten Abwassers in den Niederschlagswasserka-
nal erfolgt, beträgt die Einleitungsgebühr hierfür  2,24 2 pro Kubikmeter Abwas-
ser. 
Erfüllt die Grundstückskläranlage die Anforderungen der DIN 4261 Teil 2 (voll-
biologische Vorklärung) und Teil 4 (Betrieb und Wartung), beträgt die Einlei-
tungsgebühr 0,89 2 pro Kubikmeter Abwasser. 

3. Niederschlagswassergebühr
Die Niederschlagswassergebühr beträgt pro m2 befestigte Grundstücksfläche
0,38 2 pro Jahr.

4. Beseitigungsgebühr
Die Beseitigungsgebühr beträgt

a)  36,95 2 pro Kubikmeter 
abgefahrenen Fäkalschlamms aus einer Grundstückskläranlage,
b)  27,91 2 pro Kubikmeter    
abgefahrenen Abwassers aus einer abflusslosen Sammelgrube.

Nordhausen, 15.12.2005

gez. Rinke
Oberbürgermeisterin

a) im Erfolgsplan veranschlagten
von 2 Veränderung 2 auf 2

Erträgen von 6.378.050 0 6.378. 050
Aufwendungen von 6.378.050 0 6.378.050
Jahresergebnis von 0 0 0

b) im Vermögensplan veranschlagten             

von 2 Veränderung 2 auf 2

Einnahmen von 15.472.000 +1.544.000 17.016.000
Ausgaben von 15.472.000 +1.544.000 17.016.000
Kreditaufnahmen von 0 0 0

§ 1
Der als Anlage beigefügte Nachtrags-

haushaltsplan wird hiermit festgesetzt;
dadurch werden
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